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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu den Unterrichtungen durch den Bundesbeauftragten für den Datenschutz 


a) Zehnter Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

— Drucksache 11/1693 — 


b) Eifter Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 
— Drucksache 11/3932 — 


c) Zwöifter Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

— Drucksache 11/6458 — 


d) Dreizehnter Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

— Drucksache 12/553 — 


A. Problem 

Der Bundesbeauftragte hat gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 des Bundes- 
datenschutzgesetzes vom 27. Januar 1977 in seinem Zehnten 
Tätigkeitsbericht über seine Arbeit im Jahr 1987 berichtet. Sein 
Elfter Tätigkeitsbericht bezieht sich auf das Jahr 1988, der Zwölfte 
auf das Jahr 1989 und der Dreizehnte Tätigkeitsbericht auf seine 
Arbeit im Jahr 1990 und die ersten Monate des Jahres 1991. 
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B. Lösung 

Der Innenausschuß hat beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu 
empfehlen, der anliegenden Beschlußempfehlung zu den Berei- 
chen Bundesamt für Verfassungsschutz, Beihilfeverfahren, Wehr- 
stammkarten der ehemaligen Nationalen Volksarmee, Telefon- 
datenverarbeitung in der Bundesregierung, Arbeitnehmerdaten- 
schutz, gesetzliche Regelung der Sicherheitsüberprüfung, Auslän- 
derzentralregister, Verbot oder Einschränkung genomanalytischer 
Untersuchungen, Bundeskriminalamtgesetz und Bundesgrenz- 
schutzgesetz sowie ISDN-Verbindungsdaten und sonstige Kom- 
munikationsdaten zuzustimmen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. AHemativen 

Mehrheitlich äbgelehnt wurde der aus dem anliegenden Bericht 
ersichtliche Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Fassung einer Beschlußempfehlung. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. Bundesamt für Verfassungsschutz: 

a) Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der Bundesminister 
des Innern zugesagt hat, spätestens bis zum 30. Juni 1993 die 
Verkartimgspläne für alle Abteilungen des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz in überarbeiteter, der neuen Sach- und 
Rechtslage angepaßter Form in Kraft zu setzen. 

b) Der Deutsche Bundestag empfiehlt der Bundesregierung, bei 
Anwendung des § 15 BVerfSchG 

aa) davon auszugehen, daß die Vorschrift auch in Fällen, in 
denen die Voraussetzungen dieser Vorschrift nicht vor- 
liegen, — vorbehaltlich des Absatzes 2 — eine Aus- 
kunftserteilung zuläßt, 

bb) deshalb auch der Umfang der Auskunft nicht zwingend 
auf Speichenmgen zu dem Sachverhalt beschränkt ist, 
der konkret vorgetragen wurde, 

cc) an die Darlegung eines konkreten Sachverhaltes und 
eines besonderen Interesses an der Auskunft keine zu 
strengen Anforderungen zu stellen. 

2. Beihilfeverfahren; eigenes Antragsrecht für Angehörige: 

Der Deutsche Bundestag nimmt zur Kenntnis, daß die Praxis 
dahin gehend geändert worden ist, daß der Beihilfeberechtigte 
nicht gegen den Willen von im Rahmen der Beihilfe berücksich- 
tigungsfähigen Angehörigen Kenntnis von deren eingereichten 
Belegen erhält, und geht davon aus, daß alle Bundesbehörden 
entsprechend verfahren. 

3. Wehrstammkarten der ehemaligen NVA: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
Datenfelder auf den Wehrstammkarten der ehemaligen NVA, 
die für die Durchführung der Aufgaben der Bundeswehr nicht 
erforderlich sind, immer zu löschen, wenn eine Wehrstamm- 
karte im Zusammenhang mit der Bearbeitung eines Vorganges 
vorgelegt wird. Nicht erforderlich sind die 15 Datenfelder, die im 
einzelnen zwischen dem Bundesminister der Verteidigung und 
dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz festgelegt wor- 
den sind. 

4. Telefondatenverarbeitung in der Bundesregierung; Dienstan- 
schlußvorschriften: 

Die Bundesregierung hat den Entwurf von neuen „Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften über die Einrichtung und Nutzung 
dienstlicher Fernmeldeanlagen für die Bundesverwaltung mit 
Ausnahme der Deutschen Bundespost (Dienstanschlußvor- 
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Schriften — DAV — ) " erstellt. Die Bundesregierung wird auf ge- 
fordert, die neuen DAV unverzüglich in Kraft zu setzen. 

5. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— bereichsspezifische Regelungen zum Arbeitnehmerdaten- 
schutz sowie 

— eine gesetzliche Regelung der Sicherheitsüberprüfung, die 
den Vorgaben der Verfassungsrechtsprechung Rechnung 
trägt, 

so rechtzeitig vorzulegen, daß sie in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden können. 

6. Ausländerzentralregister: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
Entwurf einer gesetzlichen Grundlage für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Ausländerzentralregister so 
schnell wie möglich einzubringen. 

7. Verbot oder Einschränkung genomanalytischer Untersuchun- 
gen: 

Der Deutsche Bundestag hält es für notwendig, die erforderh- 
chen speziellen gesetzlichen Regelungen zu treffen. 

8. Novelle zum BKA- und BGS-Gesetz: 

Der Deutsche Bundestag hält es für erforderlich, die Rechtsvor- 
schriften über die Verarbeitung personenbezogener Daten im 
BKA- und BGS-Gesetz noch in dieser Legislaturperiode zu 
verabschieden. 

9. ISDN-Verbindungsdaten und sonstige Kommunikationsdaten: 

In der „Fangschaltungsentscheidung" vom 25. März 1992 

— I BvR 1430/88 — hat das Bundesverfassungsgericht das 
Fehlen einer verfassungsgemäßen gesetzhchen Grundlage 
jedenfalls für diejenigen in der TDSV geregelten Sachverhalte 
festgestellt, die dem Schutz des Fernmeldegeheimnisses aus 
Artikel 10 Abs. 1 Grundgesetz unterliegen. Der Deutsche 
Bundestag fordert die Bundesregierung auf, unverzüglich einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der dem Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts Rechnung trägt. 


Bonn, den 21. Dezember 1992 


Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bemrath Dr. Heribert Blens Dr. Burkhard Hirsch 

Der Vorsitzende Berichterstatter 


Peter Paterna 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Heribert Blens, Dr. Burkhard Hirsch 
und Peter Paterna 


1. Allgemeines 

1. Der Zehnte Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz wurde zuletzt in der 
13. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages am 

12. März 1991 an den Innenausschuß federführend 
imd an den Petitionsausschuß, den Rechtsaus- 
schuß, den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung, den Verteidigungs- 
ausschuß, den Ausschuß für Gesundheit, den Aus- 
schuß für Post imd Telekommunikation, den Aus- 
schuß für Raumordnimg, Bauwesen imd Städtebau 
und den Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung über- 
wiesen. 

2. Der Elfte Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz wurde zuletzt in der 

13. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages am 

12. März 1991 an den Innenausschuß federführend 
und an den Petitionsausschuß, den Rechtsaus- 
schuß, den Finanzausschuß, den Ausschuß für 
Wirtschaft, den Ausschuß für Arbeit und Sözialord- 
nung, den Verteidigungsausschuß, den Ausschuß 
für Gesundheit, den Ausschuß für Verkehr, den 
Ausschuß für Post und Telekommunikation, den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau und den Ausschuß für Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

3. Der Zwölfte Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz wurde zuletzt in der 

13. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages am 
12. März 1991 an den Innenausschuß federführend 
und an den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung, den Petitionsausschuß, den 
Rechtsausschuß, den Finanzausschuß, den Aus- 
schuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, den Verteidigungsausschuß, den 
Ausschuß für Gesundheit, den Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, den 
Ausschuß für Post und Telekommunikation und 
den Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung über- 
wiesen. 

4. Der Dreizehnte Tätigkeitsbericht des Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz wurde in der 
47. Sitzung des 12. Deutschen Bimdestages am 
10. Oktober 1991 an den Innenausschuß federfüh- 
rend und an den Rechtsausschuß, den Ausschuß für 
Arbeit imd Sozialordnung, den Verteidigungsaus- 
schuß, den Ausschuß für Post und Telekommunika- 
tion, den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, den Ausschuß für Forschung, Tech- 
nologie und Technikfolgenabschätzung und den 
Ausschuß für Gesundheit zur Mitberatung über- 
wiesen. 


11. Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Der Petitionsausschuß hat dem Innenausschuß in 
der 12. Wahlperiode folgende, seine Stellungnah- 
men aus der 1 1 . Wahlperiode abändemden Voten 
zum Zehnten, Elften und Zwölften Tätigkeitsbe- 
richt des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz übermittelt: 

„Der Petitionsausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. September 1991 den Zehnten Tätigkeitsbe- 
richt des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz (Drucksache 11/1693) beraten, soweit 
darin Vorgänge des Petitionsausschusses ange- 
sprochen sind (Nummer 3.2 und Nummer 7.1.3). 
Hierzu gibt er folgende Stellungnahme ab: 

Zu Nummer 3.2 

Der Bundestag hat in seiner Geschäftsordnung 
das Recht auf Einsicht in Akten, die sich in der 
Verwahrung des Bundestages oder eines Aus- 
schusses befinden, geregelt. Danach — und auch 
nach anderen Vorschriften — hat der Petent kein 
Recht auf Akteneinsicht. Der Petitionsausschuß 
kaim daher in seine nach § 110 Abs. 1 GO-BT 
aufzustellenden Verfahrensgrundsätze ein Ein- 
sichtsrecht des Petenten in die beim Petitionsaus- 
schuß geführten Akten nicht aufnehmen. 

An dieser Rechtslage hat auch das Gesetz zur 
Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des 
Datenschutzes vom 20. Dezember 1990, das am 
1. Juni 1991 in Kraft trat und u. a. auch das 
Akteneinsichtsrecht in Verwaltungsakten regelt, 
nichts geändert, da es auf den parlamentarischen 
Bereich des Deutschen Bundestages und somit auf 
die Tätigkeit des Petitionsausschusses keine 
unmittelbare Anwendung findet. 

Ob eine künftige parlamentsspezifische Daten- 
schutzregelung eine andere Regelung bringen 
wird, bleibt abzuwarten. 

Der Petitionsausschuß schlägt von sich aus nicht 
die Einfühnmg eines Einsichtsrechts durch Ände- 
rung der Geschäftsordnung des Bundestages oder 
durch eine gesetzliche Regelung vor. 

Ein Petent bekommt vom Ausschuß auch nach der 
geltenden Rechtslage alle Auskünfte über die 
Behandlung seiner Petition, die er für die Wahr- 
nehmung seines Petitionsrechts als notwendig 
erachtet, sofern dadurch nicht die Erfüllung der 
Aufgaben des Petitionsausschusses beeinträch- 
tigt wird oder andere Vorschriften die entspre- 
chende Auskunft verbieten. Insbesondere der ihm 
erteilte Endbescheid gibt dem Petenten die Mög- 
lichkeit zur Prüfung, ob sein Recht auf Entgegen- 
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nähme, sachliche Prüfung und Bescheidung sei- 
ner Petition erfüllt worden ist. 

Zu Nummer 7.1.3 

Die beteiligte oberste Bundesbehörde war letzt- 
lich zur Vorlage der Personalakten bereit. In 
einem Verwaltungsstreitverfahren erreichte je- 
doch der betroffene Bedienstete, daß der Behörde 
die Vorlage bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
in der Hauptsache untersagt wurde. Diese wurde 
inzwischen mit einem Vergleich erledigt. Dem 
Petitionsausschuß wurden die wesentlichen Teile 
der Personalakte und die Disziplinarakte des 
früheren Beamten vorgelegt. Insbesondere die die 
Privatsphäre des ehemaligen Beamten betreffen- 
den Aktenteile wurden einvemehmlich von der 
Vorlage ausgenommen. 

Der Petitionsausschuß ist der Auffassung, daß das 
Recht auf informationeile Selbstbestimmung nicht 
dazu führen kann, dem in der Petition belasteten 
Bediensteten das Recht einzuräumen, eine sach- 
gerechte Behandlung der Petition durch den Peti- 
tionsausschuß zu verhindern. Der Petitions aus- 
schuß geht auch davon aus, daß der BfD bei 
genauer Kenntnis des dem Aktenvorlageersu- 
chen zugnmdeliegenden Sachverhalts den Vor- 
gcuig nicht zum Anlaß für die Aufnahme in seinen 
Bericht und zur Kritik genommen hätte. 

Den Elften und Zwölften Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
— Drucksachen 11/3932 und 11/6458 — , die 
ebenfalls am 25. September 1991 beraten wurden, 
hat der Ausschuß zur Kenntnis genommen. " 

2. Der Rechtsausschuß hat in der 12. Wahlperiode 
einstimmig beschlossen, den Zehnten, Elften, 
Zwölften und Dreizehnten Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Zu dem Elften und Zwölften Tätigkeitsbericht hat 
er sich den Kritikpunkten des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz angeschlossen 

— zu den Regelungen über die Ermittlungs- und 
Fahndungsmethoden, 

— zu den besonderen Regelungen über die 
Datenverarbeitung, 

— zur Akteneinsicht 

und hat auch aus seiner Sicht vor allem für 
regelungsbedürftig gehalten 

— die engere Festlegung der Zuverlässigkeit 
erkennungsdienstlicher Behandlung und der 
Voraussetzungen für den Fahndungsabgleich 
sowie die weitere Verwendung der dabei 
gewonnenen Daten, 

— die Verbesserung des Schutzes der Persönlich- 
keitsrechte bei der Erhebung persönlicher 
Daten von Angeklagten und Zeugen in Straf- 
verfahren, 

— den allenfalls begrenzten Einsatz der Genom- 
analyse im Strafverfahren. 


3. Der Ausschuß für Wirtschaft hat in der 12. Wahl- 
periode seine Voten aus der 1 1 . Wahlperiode zum 
Zehnten, Elften und Zwölften Tätigkeitsbericht 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
bestätigt, in denen er den Zehnten, Elften und 
Zwölften Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz zur Kenntnis genommen 
hat. 

4 . Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
der 12. Wahlperiode einstimmig bei Abwesenheit 
der Mitglieder der Gruppen PDS/Linke Liste und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgende SteUung- 
nahme zum Zehnten, Elften und Zwölften Tätig- 
keitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz beschlossen: 

„Der Bundesregienmg wird empfohlen, noch im 
Laufe des Jahres 1991 einen Gesetzentwurf vor- 
zulegen, der die bereichsspezifischen Vorschrif- 
ten des Datenschutzes im Bereich der sozialen 
Sichenmg an die Novelle zum Bundesdaten- 
schutzgesetz anpaßt. " 

Hinsichtlich des Dreizehnten Tätigkeitsberichts 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz hat 
der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung dem 
Innenausschuß in seiner 31. Sitzung am 13. No- 
vember 1991 mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der GDU/CSU, der SPD und der F.D.P. 
bei Abwesenheit der Mitglieder der Gruppen 
PDS/Unke Liste und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Kenntnisnahme empfohlen, wobei er mit der glei- 
chen Mehrheit — bei Enthaltung eines Mitglieds 
der Fraktion der CDU/CSU — die Auffordenmg 
des Datenschutzbeauftragten an die Bundesre- 
gierung unterstützt hat, noch in dieser Wahl- 
periode den Arbeitnehmerdatenschutz gesetzlich 
zu regeln und im Rahmen der Novellierung des 
SGB X sicherzustellen, daß bei den Trägem der 
Selbstverwaltung auch in dezentralen Einrichtun- 
gen Ansprechpartner oder Datenschutzbeauf- 
tragte bestellt werden. 

5. Der Verteidigungsausschuß hat in der 12. Wahl- 
periode auf eine erneute Beratung des Zehnten, 
Elften und Zwölften Tätigkeitsberichts verzichtet 
und auf seine Stellungnahme aus der 11. Wahl- 
periode verwiesen. 

In der 11. Wahlperiode hatte er den Zehnten, 
Elften und Zwölften Tätigkeitsbericht des Bun- 
desbeauftragten für den Datenschutz einstimmig 
zur Kenntnis genommen. 

Den Dreizehnten Tätigkeitsbericht des Bundes - 
beauftragten für den Datenschutz hat der Vertei- 
digungsausschuß in der 12. Wahlperiode in seiner 
Sitzung am 6. November 1991 zur Kenntnis 
genommen. 

6. Der Ausschuß für Gesundheit hat in der 1 2. Wahl- 
periode den Zehnten, Elften, Zwölften und Drei- 
zehnten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz zur Kenntnis genom- 
men. 

7. Der Ausschuß für Post und Telekommunikation 
hat in der 12. Wahlperiode seine Stellungnahme 
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aus der 11. Wahlperiode zum Zehnten, Elften und 
Zwölften Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz bestätigt. In der 1 1 . Wahl- 
periode hatte der Ausschuß für das Post- imd 
Femmeldewesen einstimmig folgende Stellung- 
nahme ziun Zehnten Tätigkeitsbericht des Bim- 
desbeauftragten für den Datenschutz beschlos- 
sen: 

„Der Ausschuß für das Post- imd Femmeldewesen 
hat die Kapitel des Berichtes, die die Deutsche 
Bimdespost betreffen, in seiner Sitzimg am 
28. September 1988 eingehend beraten. 

Der Ausschuß begrüßt die von der DBP erklärte 
Bereitschaft, den BfD bei datenschutzmäßig 
wesentiichen Vorgängen, insbesondere wenn es 
sich um Infrastrukturaufgaben handelt, möglichst 
frühzeitig schon im Planungsstadium zu informie- 
ren, wenn die beabsichtigten Regelimgen hinrei- 
chend konkretisiert sind. Der BMP wird auf gefor- 
dert, sich weiterhin mit Nachdruck zu bemühen, 
daß neu eingerichtete Dateien registriert imd 
veröffentlicht werden. 

Der Ausschuß erwartet, daß durch die zwischen- 
zeitlich intensivierten und weiter in Aussicht 
genommenen Kontakte zwischen dem Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz und dem Bundes- 
minister für das Post- und Femmeldewesen die 
gegenseitige Zusammenarbeit weiter erleichtert 
und verbessert wird und bittet, die erklärte Bereit- 
schaft zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit 
dem BfD ernsthaft in allen Abteilungen des Hau- 
ses durchzusetzen. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die zwischen- 
zeitlich vom Bundesminister für das Post- und 
Femmeldewesen eingeleiteten Maßnahmen die 
Bearbeitungsdauer der Vorgänge, die der BfD 
dem Hause zuleitet, verkürzen werden. Im Inter- 
esse der reibungslosen Zusammenarbeit zwi- 
schen BfD und BMP und einer beschleunigten 
Erledigung von Anfragen ist es in diesem Zusam- 
menhang sachdienlich, wenn der BfD und der 
BMP in den Fällen unklarer oder strittiger Kom- 
petenz unbürokratisch miteinander Kontakt auf- 
nehmen. 

Der Ausschuß bittet den Innenausschuß, über die 
unter Abschnitt 7.4 des Tätigkeitsberichtes aufge- 
worfenen Fragen, die die Zusammenarbeit mit 
der Personalvertretung auf dem Gebiet des 
Datenschutzes zum Inhalt haben, wegen ihrer 
grundsätzlichen Bedeutung eine Klärung herbei- 
zuführen." 

Hinsichtlich des Elften und Zwölften Tätigkeits- 
berichts des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz hatte der Ausschuß für Post und Telekom- 
munikation in der 11. Wahlperiode folgende Stel- 
lungnahme abgegeben: 

„Der Ausschuß für Post und Telekommunikation 
hat sich in seinen Beratungen am 9. Mai, am 
12. September und am 19. September 1990 ün 
wesentlichen auf die Kapitel 6 Post- und Femmel- 
dewesen (Drucksache 1 1/3932) und Kapitel 7 Post 


und Telekommunikation (Drucksache 11/6458) 
beschränkt. 

Es konnte erfreulicherweise festgestellt werden, 
daß eine erhebliche Anzahl der vom BfD erhobe- 
nen Einwände und Bedenken nach übereinstim- 
mender Ansicht von Ausschuß, BMPT und BfD als 
inzwischen geklärt betrachtet werden können. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß das diensteintegrierende digitale 
Femmeldenetz (ISDN) wichtige datenschutz- 
rechtliche Probleme aufwirft. Die technischen 
Möglichkeiten des ISDN und das Gnmdrecht auf 
unbeobachtete Kommunikation müssen sorgfältig 
gegeneinander abgewogen werden. 

Der Ausschuß begrüßt die Bereitschaft des BMPT, 
datenschutzrechtliche Probleme und geplante 
Maßnahmen frühzeitig mit dem BfD zu erörtern. 
Das gilt insbesondere für die ab 1. Juli 1991 zu 
erlassenden Rechtsverordnungen. Dti es fraglich 
ist, ob die derzeit bei ISDN praktizierte Datenspei- 
cherung durch die bis 1. Juli 1991 geltende TKO 
gedeckt ist, hat die Bundesregierung für die 
neuen Rechtsverordnungen eine stärkere Präzi- 
sierung der Rechtsgrundlage bereits in Aussicht 
gestellt. 

Dabei ist der Schutz von Kommunikationsdaten 
nicht nur des Aimif enden (A-Teilnehmer), son- 
dern auch des Angerufenen (B-Teilnehmer) ange- 
messen zu gewichten. 

Die Gewährleistung des Datenschutzes muß in 
Einklang gebracht werden mit dem berechtigten 
Interesse der Postkunden, auf Wunsch eine nach- 
prüfbare Rechnung zu erhalten, und mit dem 
Interesse der Post, bei Gebührenstreitigkeiten für 
die Richtigkeit der erstellten Rechnung Beweis 
antreten zu können. Eine Reihe schwieriger Fra- 
gen, die in diesem Zusammenhang auftreten, 
konnten zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
abschließend geklärt werden. Sie werden aufge- 
zeigt mit der Bitte, der federführende Innenaus- 
schuß möge sie in seinem Bericht zur besonderen 
Beachtung empfehlen: 

— Trennung von Verbindungsdaten, die für den 
Aufbau der Verbindung gebraucht werden 
und dann sofort gelöscht werden können, und 
Gebührendaten, die für die Abrechnung 
gebraucht werden und deshalb für eine 
bestimmte Zeit gespeichert bleiben müssen. 
Eine Auswertung nach B-Teilnehmem soll auf 
keinen Fall möglich sein; der Konflikt mit dem 
Transparenz-Gebot des BDSG ist diesbezüg- 
lich bis auf weiteres ungelöst. 

— Es sollte geprüft werden, ob die Speicherung 
von Vermittlungs- und Gebührendaten über 
das Verbindungsende hinaus grundsätzlich 
(bezüglich des B-Teilnehmers) nur anonymi- 
siert erfolgen darf 

oder 

ob der Teilnehmer sollte wählen können zwi- 
schen 
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a) Ablehnung der Speicherung, 

d. h. Löschen des Datensatzes sofort nach 
Errechnung der Gebühren und damit Ver- 
zicht des Kimden auf entsprechende 
Beweismittel 

b) anonymisierter Speichenmg, 

z. B. durch Verkürzimg der Zielnummer 

c) vollständiger Speicherung der Zielnum- 
mem, 

' die jedoch Rechte des Angerufenen beein- 
trächtigen kann. 

Differenziertere Lösungen wären z. B. 

d) auf die Speicherung der B-Teilnehmer im 
Ortsverkehr zu verzichten (pauschale Ab- 
rechnimg durch Summenzählimg) imd nur 
Ferngespräche zu speichern, imd zwar 
anonymisiert durch Wegfall von minde- 
stens zwei Endziffern, 

e) die Bildung von Fallgruppen, z. B. „Nahbe- 
reich", „Ausland", mit imterschiedlichen 
Regelungen. 

— Eine Sonderregelung ist erforderlich für soge- 
nannte kritische Ziel-Nummem (Seelsorge, 
Beratungsstellen etc.), die eine Anonymität als 
Basis ihrer Beratungstätigkeit voraussetzen. Es 
ist zu prüfen, ob sie in den Block der Sonder- 
dienst-Rufnummem gelegt werden können, 
die mit den Ziffern „11" beginnen. Sie sollten 
keine Rufnummemanzeige ermöglichen und 
ggf. auch nicht im Einzelgesprächsnachweis 
ausgewiesen werden. 

Die Erwartimg, daß durch die Einführung der 
Chipkarte die Gefahr des Mißbrauchs beim Fimk- 
telefon im C-Netz beseitigt wird, hat sich leider 
nicht bestätigt. Da Chipkarten nicht nur bei Fimk- 
telefonen, sondern auch bei öffentlichen Karten- 
telefonen eingesetzt werden, muß die Problema- 
tik umfänglicher erörtert werden, als vom BfD 
bisher (lediglich für Funktelefone) dargestellt. Es 
muß u. a. erwogen werden, ob auf die Anwen- 
dung bestimmter Techniken, deren Kontrolle zu 
Konflikten mit Belangen des Datenschutzes füh- 
ren, verzichtet werden sollte 

oder 

ob der Betreiber des Systems, der diesem Miß- 
brauch nur durch umfangreiche prophylaktische 
Speicherung begegnen könnte, verpflichtet wer- 
den sollte, diesen Mißbrauch zu seinen Lasten 
hinzunehmen, vergleichbar dem SB-Einzelhan- 
del, der eine bestimmte Diebstahlsquote einkal- 
kuliert. 

Es sollte geprüft werden, ob es technisch möglich 
und kostenmäßig vertretbar wäre, bei ISDN-fähi- 
gen Endgeräten technische Vorkehrungen vorzu- 
sehen, die es ermöglichen, daß der anrufende 
Teilnehmer das Erscheinen seiner Rufnummer 
auf dem Display des Gerätes des angerufenen 
Teilnehmers fallweise imterbinden kann. In die- 
sem Zusammenhang wäre zu klären, ob auf dem 
Gerät des angerufenen Teilnehmers dann er- 


kennbar ist, ob der Anrufer sich nicht zu erkennen 
geben kann (weil er einen analogen Anschluß hat) 
oder ob der Anrufer das Erscheinen seiner Num- 
mer — obwohl technisch möglich — unter- 
drückt. 

Es ist darauf zu achten, daß für alle mit der 
Speicherung von Daten verbimdenen Probleme 
EG-konforme Lösungen gefimden werden. 

Der Ausschuß legt besonderen Nachdruck auf 
den zukünftig stärker zu beachtenden Aspekt der 
Datensfc/ier/ieii insbesondere auf den Übertra- 
gungsstrecken. " 

Zum Dreizehnten Tätigkeitsbericht des Bimdes- 
beauftragten für den Datenschutz hat der Aus- 
schuß für Post und Telekommunikation in der 
12. Wahlperiode folgende Stellungnahme abge- 
geben: 

„Der Ausschuß für Post imd Telekommunikation 
hat in seiner 27. Sitzung am 14. Oktober 1992 die 
Unterrichtung durch den Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) — BT- 
Drucksache 12/553 — Ziffer 7.4 Telefondatenver- 
arbeitung (Seite 44 des Berichts) beraten. 

Er empfiehlt dem federführenden Innenausschuß 
einvemehmlich, hinsichtlich des Entwurfs einer 
Allgemeinen Verwaltimgsvorschrift über die Ein- 
richtung und Benutzimg dienstlicher Telekom- 
munikationsanlagen für die Bundesverwaltung 
(Dienstanschlußvorschriften — DAV — ) auf eine 
Abkoppelung des datenschutzrechtlichen Teils 
vom haushaltsrechtlichen Teil zu drängen, um 
möglichst schnell ein Inkraftsetzen der DAV 
sicherzustellen. " 

Im übrigen hat er in seiner 29. Sitzung am 1 1 . No- 
vember 1992 die auf den Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Post imd Telekommuni- 
kation bezogenen Teile des Dreizehnten Tätig- 
keitsberichts des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz zur Kenntnis genommen. 

8. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau ist in der 12. Wahlperiode in seiner 
6. Sitzung am 17. April 1991 übereingekommen, 
die Stellungnahme des Ausschusses für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau des 11. Deut- 
schen Bundestages vom 8. November 1989 zu 
dem Zehnten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz unverändert zu über- 
nehmen und — beschränkt auf Ziffer 4.7 dieses 
Berichts — einvemehmlich Kenntnisnahme zu 
empfehlen. 

Der Ausschuß hat in seiner 6. Sitzung am 17. April 
1991 zudem beschlossen, die Stellungnahme des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau des 11. Deutschen Bundestages vom 
16. Mai 1990 zum Elften Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz unver- 
ändert zu übernehmen und — beschränkt auf 
Ziffer 23.4 (Wohnimgsvermietung) — dem feder- 
führenden Ausschuß zu empfehlen, den Bericht 
zustimmend zur Kenntnis zu nehmen und die 
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Fragen ZU prüfen, ob der Umfang des Fragerechts 
des Vermieters gesetzlich geregelt werden sollte 
und ob die Grenzen im Vermieterinformationssy- 
stem bereichsspezifisch gesetzlich eindeutig be- 
stimmt werden sollten. 

Der Ausschuß hat sich des weiteren in seiner 
27. Sitzung am 12. Februar 1992 mit dem Drei- 
zehnten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz befaßt imd sich dabei auf 
Kapitel 5 „Bauwesen" beschränkt. Er hat den 
Bericht insoweit zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß die daten- 
schutzrechtlichen Defizite im Bimdesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
inzwischen behoben seien. Was die Mängel des 
§ 5 AFWoG betrifft, erwartet der Ausschuß, daß 
neben Baden- Württemberg und Hamburg auch 
die übrigen Länder zu einer Regelung finden, die 
datenschutzrechtlich unbedenklich ist. 

9. Der Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzimg hat in der 12. Wahlpe- 
riode seine Stellungnahme aus der 11. Wahlpe- 
riode zum Zehnten, Elften und Zwölften Tätig- 
keitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz bestätigt. In der 11. Wahlperiode 
hatte er den Zehnten, Elften und Zwölften Tätig- 
keitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz zur Kenntnis genommen. 

10. In der 12. Wahlperiode hat der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
zum Zwölften Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz folgende Stellung- 
nahme abgegeben: 

„1. Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung bestätigt den Hinweis 
des Bundesdatenschutzbeauftragten in sei- 
nem 12. Tätigkeitsbericht, daß das geltende 
Bundesdatenschutzgesetz nicht auf ,die be- 
sonderen Fragen' eingeht, ,die bei der Verar- 
beitung personenbezogener Daten durch den 
Deutschen Bundestag und seine Mitglieder 
auftreten' (BT-Drucksache 11/6458, S. 19, 
Tz. 2) 

2. Der Ausschuß bekräftigt seine Absicht, eine 
geschäftsordnungsrechtliche Regelimg des 
Datenschutzes im Bundestag zu verab- 
schieden, wie er es bereits in seiner mitbera- 
tenden Stellungnahme vom 16. Mai 1990 
zu den Gesetzentwürfen zur Änderung des 
Bundesdatenschutz gesetzes (BT -Drucksache 
11/2175, 11/3729, 11/3730, 11/4306) verlangt 
hat. 

3. Der Ausschuß empfiehlt dem federführenden 
Innenausschuß im übrigen, den 12. Tätig- 
keitsbericht des Datenschutzbeauftragten 
(BT-Drucksache 11/6458) zur Kenntnis zu 
nehmen. " 

Bezogen auf den Gesetzentwxurf der Bundesregie- 
nmg auf Drucksache 11/4306 hatte der Ausschuß 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 


mmg der 11. Wahlperiode gutachtlich empfohlen, 
folgende Änderungen aufzunehmen: 

1. In Artikel 1 wird in § 24 Abs. 3 folgender Satz 3 
angefügt: „Der Bimdesbeauftragte für den Da- 
tenschutz ist verpflichtet, den Deutschen Bun- 
destag bei der Wahrnehmung der Aufgaben 
gemäß § 37 a Satz 3 zu beraten, falls er dazu 
aufgefordert wird. " 

2. In Artikel 1 ist nach § 37 folgender § 37 a 
einzufügen: 

„§ 37a 

Dieses Gesetz ist vom Deutschen Bundestag, 
seinem Präsidenten, seinen Mitgliedern imd 
seinen Gliederungen anzuwenden, soweit von 
ihnen Verwaltungsaufgaben wahrgenommen 
werden. Gleiches gilt für Dritte, die die in Satz 1 
Genannten in ihrer Tätigkeit unterstützen. Im 
übrigen regelt der Deutsche Bundestag für die 
Wahrnehmung seiner Aufgaben den Schutz 
personenbezogener Daten selbständig; §§ 8 
und 24 Abs. 3 Satz 3 bleiben imberührt." 

Der Ausschuß der 11. Wahlperiode hatte des 
weiteren zu den Gesetzentwürfen auf den 
Drucksachen 11/3730 und 11/2175 mitbera- 
tend und zu dem Gesetzentwurf auf Drucksa- 
che 11/4306 gutachtlich empfohlen, folgende 
Entschließung anzunehmen: 

„Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß das 
Bundesdatenschutzgesetz auf diejenigen Tä- 
tigkeiten des Parlaments, die nicht reine Ver- 
waltungstätigkeit sind, keine Anwendung fin- 
det. Die verfassungsrechtlichen Vorschriften 
der Artikel 20, 38, 46 und 47 GG schließen es im 
System der Gewaltenteilung aus, den Deut- 
schen Bundestag wie eine Exekutiveinrich- 
tung zu behandeln und der Kontrolle durch den 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zu 
unterwerfen. 

Der Deutsche Bundestag erklärt, daß er die 
Regelungslücke im geltenden Bundesdaten- 
schutzgesetz schließen und den Datenschutz 
durch eigene Vorkehrungen sichern will. Er 
befindet sich dabei in Übereinstimmung mit 
den Feststellungen und Anregungen des Bun- 
desbeauftragten für den Datenschutz im Zwölf- 
ten Tätigkeitsbericht. Aus der neu in das Bun- 
desdatenschutzgesetz eingeführten Vorschrift 
des § 37 a leitet der Deutsche Bundestag fol- 
gende Selbstbindung ab, die er im einzelnen in 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages regeln wird: 

Für die zu schaffende eigenständige Daten- 
schutzregelung sollen die folgenden Leitlinien 
gelten: 

1. Bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nut- 
zung personenbezogener Daten ist nach 
Maßgabe der Grundsätze des Bundesdaten- 
schutzgesetzes zu verfahren. 
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2. für die bei der Datenverarbeitung beschäf- 
tigten Personen gilt § 5 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes, 

3. in einer Übersicht über die bei den einzel- 
nen Stellen geführten Dateien sind Anga- 
ben aufzunetunen, die eine wirksame 
interne Datenschutzkontrolle ermöglichen, 

4. ein internes Datenschutzkontrollorgan stellt 
die Einhaltung der eigenständigen Daten- 
schutzregelung des Deutschen Bundestages 
sicher und überwacht die ordnungsgemäße 
Anwendung der Datenverarbeitungspro- 
gramme. " 

11. Der Finanzausschuß hat in der 12. Wahlperiode 
seine Voten zum Elften und Zwölften Tätigkeits- 
bericht aus der 1 1 . Wahlperiode bestätigt. In der 
11. Wahlperiode hatte er den Elften und Zwölften 
Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz zur Kenntnis genommen. 

12. Der Ausschuß für Verkehr hat in der 12. Wahlpe- 
riode an seiner Stellungnahme aus der 11. Wahl- 
periode zum Elften und Zwölften Tätigkeitsbe- 
richt des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz festgehalten. 

In der 11. Wahlperiode hatte er beschlossen, den 
Elften und Zwölften Tätigkeitsbericht des Bun- 
desbeauftragten für den Datenschutz zur Kennt- 
nis zu nehmen und dem Innenausschuß mitgeteilt, 
die Fraktionen seien sich einig darüber gewesen, 
daß die Verfahrensweise der Deutschen Bundes- 
bahn bei Führung der Kinder- Schwarzfahrerkar- 
tei und bei der Unterrichtung der Eltern nicht 
angemessen sei. Sie hätten sich Vorbehalten, die 
Angelegenheit zunächst fraktionsintem zu bera- 
ten und diese dann nochmals zu gegebener Zeit 
aufzugreifen. 

13. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz imd Reak- 
torsicherheit hat auf die Mitberatung des Zwölften 
Tätigkeitsberichts in der 11. und 12. Legislatur- 
periode verzichtet. 


HL Zu den Beratungen im Innenausschuß 

1. Zum Beratungsverfahren 

Der Innenausschuß der 11. Wahlperiode hat den 
Zehnten und Elften Tätigkeitsbericht des Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz anberaten. Der 
Innenausschuß der 12. Wahlperiode hat die Bera- 
tungen in seiner 40. Sitzung am 7. Oktober 1992, 
seiner 41. Sitzung am 14. Oktober und seiner 
42. Sitzung am 29. Oktober 1992 fortgesetzt. 

Der Zwölfte Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz wurde ebenfalls durch 
den Innenausschuß der 11. Wahlperiode anbera- 
ten. 

Der Innenausschuß der 12. Wahlperiode hat die 
Beratungen in seiner 5. Sitzung am 20. März 1991, 
der 40. Sitzung am 7. Oktober 1992, der 4 1 . Sitzung 


am 14. Oktober 1992 sowie in der 42. Sitzung am 
29. Oktober 1992 fortgesetzt. 

Der Dreizehnte Tätigkeitsbericht des Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz wurde in der 
40. Sitzung des Innenausschusses der 12. Wahlpe- 
riode am 7. Oktober 1992, der 41. Sitzung am 

14. Oktober sowie in der 42. Sitzung am 29. Okto- 
ber 1992 beraten. 

Den Beratungen im Innenausschuß lagen neben 
den Tätigkeitsberichten des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz insbesondere auch ausführli- 
che Stellungnahmen der Bundesregienmg zu den 
Tätigkeitsberichten zugnmde. 

In seiner 47. Sitzung am 9. Dezember 1992 hat der 
Innenausschuß mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und der Fraktion der SPD bei Stimment- 
haltung der Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS/Linke Liste die vorangestellte Be- 
schlußempfehlung beschlossen. 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD, gegen die Stimme der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der 
Gruppe der PDS/Linke Liste wurde folgender 
Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zur Fassung der Beschlußempfehlung zum Zehn- 
ten, Elften, Zwölften und Dreizehnten Tätigkeits- 
bericht des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz abgelehnt: 

„Der Innenausschuß wolle beschließen: 

1. Der Bundestag sieht es als erforderlich an, daß 
die bestehende Regelungslücke für den Daten- 
schutz in privaten Akten im Bundesdaten- 
schutzgesetz (BDSG) unverzüglich geschlossen 
wird und fordert die Bundesregienmg zur Vor- 
lage eines entsprechenden Gesetzentwurfs 
auf. 

2. Der Bundestag spricht sich dafür aus, mit einer 
Ergänzung zum BDSG — und einer Änderung 
der jeweiligen Geschäftsordnungen — eine 
Datenschutzregelung für den parlamentari- 
schen Bereich des Bundestages und des Bundes- 
rates einzuführen. 

3. Der Bundestag spricht sich dafür aus, im Rah- 
men der von der Gemeinsamen Verfassungs- 
kommission vorbereiteten Änderung des 
Grundgesetzes den Datenschutz und die indivi- 
duelle Informationsfreiheit (allgemeines Ein- 
sichtsrecht in Behördenakten wie z. B. in den 
USA) als Grundrechte zu verankern. 

4. Der Bundestag fordert die Bundesregienmg auf, 
unverzüglich Gesetzentwürfe zum Datenschutz 
in folgenden Bereichen vorzulegen, wo gemäß 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts der Übergangsbonus inzwischen abgelau- 
fen ist und die praktizierte Datenverarbeitung 
rechtswidrig wird, wenn nicht sehr rasch präzise 
Regelungen ergehen: 

a) Arbeitnehmerdatenschutz 

b) Sicherheitsüberprühmgen 
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c) Ausländerzentralregister 

d) Verbesserung des Datenschutzes der Ver- 
braucherinnen, besonders bei Banken und 
V ersicherungen 

e) Verbot oder Einschränkung gentechnischer 
Maßnahmen an Menschen (z. B. zur Strafver- 
folgimg, Arbeitnehmer- Screening u. a.) 

f) Teile der Datenverarbeitimg von Bundeskri- 
minalamt imd Bimdesgrenzschutz mangels 
präziser Novelle zum BKA- imd BGS- 
Gesetz 

g) Speicherung von ISDN-Verbindimgsdaten 
imd sonstiger Konununikationsdaten (z. B. 
anläßlich Fangschaltungen oder anderer 
Überwachungen) . 

5. Der Bundestag sieht es als notwendig an, Ver- 
besserungen der datenschutzrechtlichen Vor- 
schriften in folgenden Bereichen vorzuneh- 
men: 

a) Melderahmenrecht (u. a. Widerspruchsrecht 
gegen massenhafte Daten-Transfers an Par- 
teien} Streichung der Hotelmeldepflicht so- 
wie polizeilicher Zugriffsbefugnisse auf Ho- 
tel- und Krankenhaus-Unterlagen; 

b) Verkehrszentralregister 

c) Regelung der Datenverarbeitung im Schen- 
gener und EG-Rahmen (SIS/EIS, Verbesse- 
rung des neuen Richtlinienvorschlags der 
EG-Kommission; Verbessenmg der Kontroll- 
dichte der Datenschutzbeauftragten, u. a.) 

6. Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
ihre Verwaltungspraxis im nachgeordneten 
Bereich datenschutzfreundlicher als bisher zu 
gestalten (z. B. Auskunftspraxis des Bundesamts 
für Verfassungsschutz; gesamter Bereich Post/ 
Telekom; APIS-Datei des polizeilichen Staats- 
schutzes; u. a. m.) 

7. Der Bundestag hält es für erforderlich, den 
Aufbau des Datenschutzes in den neuen Län- 
dern weiter intensiv zu unterstützen. Hierzu 
muß dem Bimdesbeauftragten für den Daten- 
schutz das notwendige Personal zur Verfügung 
gestellt werden. Außerdem dürfen Daten- „Alt- 
lasten" aus der ehemaligen DDR (z. B. die PKZ) 
für Verwaltungszwecke grundsätzüch nicht 
weiter verwendet werden. " 

2. Zur Beschlußempfehlung 

Die Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
bezieht sich insbesondere auf Bereiche, deren 
Beratung seitens des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz als besonders wesentlich angesehen 
worden war. 

Der Bundesbeaufträgte hat im übrigen darauf hin- 
gewiesen, daß die seit der Zuleitung seiner Tätig- 
keitsberichte an den Deutschen Bundestag verstri- 
chene Zeit dazu geführt habe, daß viele der in den 
Berichten aufgeführten datenschutzrechtlichen 
Probleme durch den Gesetzgeber, nach Erörterung 


in den mitberatenden Ausschüssen, oder als Folge 
weiterer Verhandlungen und Gespräche, die er mit 
der Bundesregierung und anderen beteiligten 
öffentlichen Stellen geführt habe, inzwischen 
gelöst seien. Mit zahlreichen weiteren Fragen, die 
in den Tätigkeitsberichten angesprochen seien, 
werde sich der Innenausschuß voraussichtlich in 
anderem Zusammenhang befassen können, insbe- 
sondere bei der Beratung der in seinen Berichten 
dringend empfohlenen Gesetze oder im Zusam- 
menhang mit dem von der Bundesregierung vorzu- 
legenden Bericht über das Zentrale Verkehrsinfor- 
mationssystem ZEVIS. 

Eiiuge Fragen seien durch Zeitablauf weniger 
aktuell geworden. Bei anderen hätten sich durch 
Neuentwicklungen auch auf technischem Gebiet 
neue Gesichtspunkte ergeben, die eine Lösung der 
auf gezeigten Fragen in absehbarer Zeit ohne Inan- 
spruchnahme des Innenausschusses als möglich 
erscheinen ließen. 

a) Zu Nummer 1 (Bimdesamt für Verfassungs- 
schutz) 

aa) Neufassung der Verkartungspläne der ein- 
zelnen Abteilimgen des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz 

(Elfter Tätigkeitsbericht Nr. 19.3, S. 67 f.) 

Der Bundesbeauftragte für den Daten- 
schutz hat gegenüber dem Innenausschuß 
darauf hingewiesen, daß für die Abteilim- 
gen IV und VIII des Bimdesamtes für Ver- 
fassungsschutz im wesentlichen noch die 
verbesserungsbedürftigen Verkartungs- 
pläne gelten würden, auf die er im Elften 
Tätigkeitsbericht hingewiesen habe; bei 
den Verkartungsplänen der Abteilungen II, 
III imd VI stehe 1% Jahre nach Inkrafttreten 
des neuen Verfassungsschutzgesetzes die 
Anpassung an das neue Recht immer noch 
aus, obwohl er auf die Notwendigkeit hin- 
gewiesen habe, sämtliche Verkartungs- 
pläne des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz aufgrund der nunmehr eingetrete- 
nen veränderten Gesetzeslage, aber auch 
wegen der veränderten politischen Situa- 
tion zu überarbeiten. Ein weiteres Zuwarten 
könne aber im Interesse der von Datenspei- 
cherungen gerade in kritischen Randberei- 
chen betroffenen Bürger nicht mehr hinge- 
nommen werden. 

Der Innenausschuß hat sich einstimmig den 
o. g. Ausführungen des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz angeschlossen und 
die aus der Beschlußempfehlung ersichtli- 
che Terminierung beschlossen. 

bb) Auskunftserteilung durch das Bundesamt 
für Verfassungsschutz 
(Dreizehnter Tätigkeitsbericht Nr. 19.1, 
S. 72 f.) 

Der Bundesbeauftragte für den Daten- 
schutz hat gegenüber dem Innenausschuß 
in Ergänzung seiner Ausführungen im Elf- 
ten Tätigkeitsbericht vorgetragen, nach 


11 




Drucksache 12/4094 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


§ 15 Abs. 1 des neuen Verfassungsschutzge- 
setzes erteile das Bundesamt für Verfas- 
simgsschutz (BfV) dem Betroffenen auf 
Antrag unentgeltlich Auskunft über die zu 
seiner Person gespeicherten Daten, soweit 
er hierzu auf einen konkreten Sachverhalt 
hinweise imd ein besonderes Interesse an 
einer Auskunft darlege. Diese Regelimg 
werde vom Bimdesamt für Verfassungs- 
schutz, offenbar mit Unterstützung des Bun- 
desministeriums des Innern, in mehrfacher 
Hinsicht nicht im Siime der Absicht des 
Gesetzgebers, die Position des Bürgers zu 
verbessern, ausgelegt: Das BfV lege § 15 
Abs. 1 anscheinend so aus, daß es eine 
Auskunft nicht erteilen dürfe, wenn die in 
§ 15 Abs. 1 BVerfSchG genannten Voraus- 
setzungen nicht vorlägen. Es lehne Aus- 
kunftsbegehren ab, bei denen der Bürger 
nicht auf einen relevanten konkreten Sach- 
verhalt hinweise, ohne zu prüfen, ob die 
Auskunft nicht doch ohne Gefahr für die 
Sicherheitsaufgaben des BfV erteilt werden 
könnte. Offenbar teile die Bimdesregierung 
die Auffassimg des BfV. Ein Verbot, Aus- 
kunft auch in Fällen zu erteilen, in denen 
der Betroffene nicht auf einen konkreten 
Sachverhalt hinweise, könne er indes § 15 
Abs. 1 BVerfSchG nicht entnehmen. Die 
Vorschrift besage lediglich, daß der Betrof- 
fene, wenn er auf einen konkreten Sachver- 
halt hinweise und ein besonderes Interesse 
an einer Auskunft darlege, einen Rechtsan- 
spruch auf Auskunft habe, sofern nicht die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 vorlägen. 
Die Vorschrift verbiete aber keineswegs, 
dem Betroffenen im Rahmen der Ausübimg 
pflichtgemäßen Ermessens auch dann Aus- 
kunft zu geben, wenn die Voraussetzxmgen 
des § 15 Abs. 1 nicht vorlägen und auch § 15 
Abs. 2 einer Auskunftserteilimg nicht ent- 
gegenstehe. Die Grundposition des BfV 
führe dazu, daß auch das Wort „soweit" in 
§ 15 Abs. 1 dahin gehend verstanden werde, 
dem Bürger dürfe nur insoweit Auskunft 
erteilt werden, als er auf einen konkreten 
Sachverhalt hingewiesen und ein besonde- 
res Interesse an der Auskunft dargelegt 
habe. Das führe zu Auskünften, die einen 
unrichtigen Eindruck vermittelten oder 
unvollständig seien. In diesen Fällen werde 
bei der derzeitigen Praxis nicht geprüft, ob 
man dem Betroffenen im Rahmen des nach 
§ 15 Abs. 2 BVerfSchG Zulässigen noch 
weitere Auskunft geben könnte. Das BfV 
stelle zu hohe Anforderungen an den Hin- 
weis auf einen konkreten Sachverhalt. In 
einer Reihe von Fällen trügen Bürger Sach- 
verhalte vor, die zwar aus ihrer — unzutref- 
fenden — nicht aber aus der Sicht des BfV zu 
einem Tätigwerden des BfV geführt haben 
könnten. Gerade in solchen Fällen könne es 
zur Beruhigimg der Bürger beitragen, die 
Auskunft zu erteilen, daß beim BfV eine 
Speicherung — zumindest wegen des vor- 
getragenen Sachverhalts — nicht vorliege. 


In solchen Fällen trete erfahnmgsgemäß 
auch eine Gefährdung der Aufgabenerfül- 
limg des BfV durch eine Auskimftserteilimg 
nicht ein. Die Regelung in § 15 Abs. 1 führe 
— insbesondere nach der Praxis des BfV — 
dazu, daß ein Betroffener, wenn er über- 
haupt eine Chance für eine Auskunft haben 
wolle, einen konkreten Sachverhalt vortra- 
gen müsse, „der — zumindest aus der Sicht 
eines verständigen Bürgers — geeignet 
erscheinen könnte, ein Tätigwerden des 
Verfassungsschutzes auszulösen". Damit 
werde vom Bürger eine Art Selbstbezichti- 
gimg verlangt, die verfassungsrechtlich 
bedenklich sei, (BVerfGE 65/1/46). Daß 
auch andere Regelimgen möglich seien, 
zeigten z. B. die Verfassimgsschutzgesetze 
der Länder Hessen imd Schleswig-Holstein, 
die den Auskunftsanspruch des Bürgers 
nicht vom Vortrag eines konkreten Sach- 
verhalts imd der Darlegung eines besonde- 
ren Interesses an der Auskunft abhän- 
gig machten. Auch das bayerische Ver- 
fassungsschutzgesetz fordere als Voraus- 
setzimg für die nach pflichtgemäßem Er- 
messen zu erteilende Auskunft nicht 
den Hinweis auf einen konkreten Sachver- 
halt. 

Der Innenausschuß hat sich Erfahrungsbe- 
richte der Bundesländer Schleswig-Hol- 
stein und Hessen zum Thema Auskunftser- 
teilung durch den Verfassungsschutz nach 
Landesrecht geben lassen. 

Die Landesregierung von Schleswig-Hol- 
stein hat zu der Thematik dargelegt, daß 
im Gegensatz zur Bundesregelung § 25 
des schleswig-holsteinischen Verfassungs- 
schutzgesetzes (LVerfSchG) weder einen 
Hinweis auf einen konkreten Sachverhalt 
noch die Darlegung eines besonderen Inter- 
esses an einer Auskunft durch die betrof- 
fene Bürgerin oder den betroffenen Bürger 
voraussetze. Die betroffene Person habe 
grundsätzlich einen Anspruch auf Aus- 
kimft. Der Antrag könne aber im Wege der 
Ermessensentscheidung nach § 25 Abs. 2 
LVerfSchG ganz oder teilweise abgelehnt 
werden, wenn das öffentliche Interesse an 
der Geheimhaltung der Daten überwiege. 
Ein spürbar vermehrtes Antragsaufkom- 
men sei kurz nach der Veröffentlichung 
des Verfassungsschutzgesetzes festgestellt 
worden. Gegenwärtig würden nur noch 
vereinzelt Anträge gestellt. Zusammenfas- 
send könne festgestellt werden, daß die 
Auskunftsregelung des schleswig-holstei- 
nischen Verfassungsschutzgesetzes den 
Belangen der Bürgerinnen und Bürger, aber 
auch den Sicherheitsinteressen der Verfas- 
sungsschutzbehörde im vollem Umfang 
gerecht werde. Neben einer Vollauskunft 
seien abgestufte Teilauskünfte bis hin zu 
einer Auskimftsverweigerung in begründe- 
ten Einzelfällen möglich. Durch die bislang 
erteilten Auskünfte hätten sich keine nega- 
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tiven Auswirkungen auf die Fimktion 
der schleswig-holsteinischen Verfassungs- 
schutzbehörde abgezeichnet. Versuche ei- 
ner Ausforschungskampagne seien nicht 
festgestellt worden. Kritik an der Aus- 
kunftspraxis von seiten des Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz sei bislang 
nicht aufgekommen. 

Die Regierung des Landes Hessen hat mit- 
geteilt, daß eine Neufassung des geltenden 
§ 18 Hessischen LfV-Gesetzes nicht not- 
wendig erscheine. 

Der Innenausschuß hat sich den Vorschlä- 
gen des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz zur Anwendung des § 15 BVerfSchG 
in seiner Beschlußempfehlung weitgehend 
angeschlossen. Seitens der Fraktion der 
CDU/CSU und seitens der Bundesregie- 
rung wurde jedoch auch betont, es solle 
beim Wortlaut des § 15 BVerfSchG bleiben, 
der in schwierigen Verhandlungen zu- 
stande gekommen sei. Die Gesetzgebung 
dürfe nicht nur auf die augenblickliche 
Situation abstellen. In den 80er Jahren hät- 
ten beispielsweise linksorientierte Gruppen 
versucht, den Verfassungsschutz auszufor- 
schen. 

b) Zu Nummer 2 (Beihilfeverfahren; eigenes An- 
tragsrecht für Angehörige — 
Zwölfter Tätigkeitsbericht 
Nr. 6.6.1, S. 33f.) 

Der Innenausschuß hat sich der Forderung des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz, durch 
Änderung der Beihilfevorschriften einen Beihil- 
feanspruch von Familienangehörigen eines Bei- 
hilfeberechtigten zuzulassen, nicht angeschlos- 
sen. Er ist vielmehr den Ausführungen der 
Bundesregierung gefolgt, die erklärt hat, aus 
der Fürsorgepflicht des Dienstherm nach § 79 
BBG ergäben sich keine eigenen Ansprüche von 
Angehörigen des Beihilfeberechtigten gegen- 
über dem Dienstherm. 

Seitens der Bundesregierung wurde betont, in 
der Praxis könnten die betreffenden Familien- 
angehörigen ihre Belege unmittelbar der Beihil- 
festelle zuleiten, während der Beihilfeberech- 
tigte hierauf lediglich pauschal Bezug nehme, 
z. B, indem er angebe, daß es um ein Rezept 
gehe. Es seien hieraus keine weiteren Rück- 
schlüsse ziehbar. Desgleichen würden die Be- 
lege von der Beihilfestelle auch unmittelbar an 
das betroffene Familienmitglied zurückgesandt. 

Der Innenausschuß hat sich der Auffassung der 
Bundesregierung angeschlossen, daß die vom 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz ange- 
sprochenen Probleme durch eine vernünftige, 
praxisorientierte Gestaltung gelöst werden 
könnten, und geht davon aus, daß dies in der 
Praxis geschieht. 


c) Zu Nummer 3 (Wehrstammkarten der ehemali- 

gen Nationalen Volksarmee — 
Dreizehnter Tätigkeitsbericht 
Nr. 2.13.3, S. 34) 

Der Innenausschuß hat sich mit seiner Beschluß- 
empfehlung zum Thema Wehrstammkarten der 
ehemaligen Nationalen Volksarmee etuem Vor- 
schlag des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz angeschlossen. Das Bundesministerium 
der Verteidigung hatte zunächst Bedenken 
gegen den Vorschlag geltend gemacht, weil es 
einen erheblichen Mehraufwand befürchtete, 
hat jedoch zugestanden, entsprechend dem 
Vorschlag des Bundesbeauftragten zu verfah- 
ren. Der Bundesbeauftragte für den Daten- 
schutz hat den Innenausschuß davon unterrich- 
tet, daß von den xirsprüngüch vereinbanmgsge- 
mäß zu löschenden 16 Datenfeldern sich das 
Datenfeld „Staatliche Auszeichnungen" mitt- 
lerweile als ein mögliches Beweismittel z. B. in 
Mauerschützenprozessen als unverzichtbar er- 
wiesen habe, und er gegen diese Korrektur der 
zu löschenden Datenfelder keine Bedenken 
habe. 

d) Zu Nummer 4 (Telefondatenverarbeitung in 

der Bundesregierung; Dienst- 
anschlußvorschriften — Zehn- 
ter Tätigkeitsbericht Nr. 7.3, 
S. 30/31; Elfter Tätigkeits- 
bericht Nr. 5.3, S. 26/27; 
Dreizehnter Tätigkeitsbericht 
Nr. 7.2; S. 44) 

Der BfD hat in seinem Dreizehnten Tätigkeits- 
bericht beanstandet, daß der Entwurf der „All- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften über die 
Einrichtung und Nutzung dienstlicher Fernmel- 
deanlagen für die Bundesverwaltung mit Aus- 
nahme der Deutschen Bundespost (Dienstan- 
schlußvorschriften — DAV)", aus Gründen, die 
nicht mit dem Datenschutz zusammenhingen, 
immer noch nicht in Kraft gesetzt worden sei. 
Der Entwurf dieser Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften berücksichtige seine Empfehlun- 
gen weitgehend. 

Die Bundesregierung hat auf Seite 18 ihrer 
Stellungnahme zum Dreizehnten Tätigkeitsbe- 
richt des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz ausgeführt, die Verabschiedung der 
„ Allgemeinen Verwaltungsvorschriften über 
die Einrichtung und Benutzung dienstlicher 
Fernmeldeanlagen für die Bundesverwaltung 
mit Ausnahme der Bundespost (Dienstanschluß- 
vorschriften — DAV)" habe sich bisher verzö- 
gert, weil die Abstimmung zwischen den Res- 
sorts noch nicht abgeschlossen werden konnte. 
Insbesondere sei weiterhin strittig, ob der Bun- 
desminister für Post und Telekommunikation 
und die nachgeordneten Ämter außerhalb der 
Unternehmen der Deutschen Bundespost in die 
DAV einzubeziehen seien. 

Im Innenausschuß wnrde einstimmig auf eine 
baldige Inkraftsetzung der Dienstanschlußvor- 
schriften gedrängt. 
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Seitens der Bundesregierung wurde versichert, 
daß die Dienstanschlußvorschriften zum 1. Ja- 
nuar 1993 in Kraft treten werden. Noch offene 
haushaltsrechtliche Fragen würden auf Arbeits- 
ebene geklärt werden. 

e) Zu Nummer 5 (Bereichsspezifische Regelimgen 
zum Arbeitsnehmerdaten- 

schutz — gesetzliche Regelung 
der Sicherheitsüberprüfung) 

Der Bimdesbeauftragte für den Datenschutz hat 
erklärt, er fordere seit langem eine bereichsspe- 
zifische Regelimg zum Arbeitnehmerdaten- 
schutz. Die Bundesregierung habe bereits zuge- 
sagt, einen entsprechenden Gesetzentwurf 
noch in dieser Legislaturperiode vorzulegen. 

Seitens der Bimdesregierung wurde dargelegt, 
sie teüe nicht die Auffassimg der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, daß sich für den 
Gesetzgeber aus der Rechtsprechimg des Bun- 
desverfassungsgerichts eine konkrete Frist zur 
Regelimg des Arbeitnehmerdatenschutzes er- 
gebe. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 15. Dezember 1983 (Volkszählungsurteil) 
habe für den Schutz der informationellen Selbst- 
bestimmimg im nicht- öffentlichen Bereich, und 
damit auch im Arbeitsrecht, zwar Bedeutung. 
Jedoch gelte das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung als Grundrecht im Privat- 
rechtsverkehr nicht unmittelbar; es sei vielmehr 
als objektive Wertentscheidimg auch im Privat- 
recht zu berücksichtigen. Hierbei sei zu beach- 
ten, daß das Recht auf informationelle Selbstbe- 
stimmimg rrüt anderen Grundrechten kollidie- 
ren könne imd deshalb im Sinne einer Konkor- 
danz der verfassungsrechtlichen Wertvorstel- 
lungen ein Ausgleich zwischen den verschiede- 
nen Grundrechtspositionen vorzunehmen sei. 
Dies werde die Bimdesregierung bei der gesetz- 
lichen Regelimg des Arbeitnehmerdatenschut- 
zes berücksichtigen. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung habe die dazu erfor- 
derlichen umfangreichen Vorarbeiten auf ge- 
nommen. 

Zum Thema gesetzliche Regelung der Sicher- 
heitsüberprüfung hat der Bimdesbeauftragte für 
den Datenschutz betont, eine dies betreffende 
Aufforderung sei bereits mit Beschluß vom 
19. September 1990 (Plenarprotokoll) 11/225 
S. 17789a) ergangen. Mit der Kabinettvorlage 
des zwischen den Ressorts bereits abgestimm- 
ten Entwurfs eines Sicherheitsüberprüfungsge- 
setzes sei noch für dieses Jahr zu rechnen. 

Die Bundesregierung hat bestätigt, daß beab- 
sichtigt sei, den Entwurf eines Gesetzes über die 
Voraussetzungen und das Verfahren von 
Sicherheitsüberprüfungen des Bundes im De- 
zember 1992 dem Kabinett zur Beratimg und 
Beschlußfassung vorzulegen. 

Der Innenausschuß hält eine Verabschiedung 
bereichsspezifischer Regelungen zum Arbeit- 
nehmerdatenschutz sowie einer gesetzlichen 
Regelung der Sicherheitsüberprüfung, die den 


Vorgaben der Verfassungsrechtsprechung 
Rechnung trägt, noch in der 12. Legislatur- 
periode für notwendig. 

f) Zu Nummer 6 (Ausländerzentralregister) 

Der Innenausschuß hat sich mit Nummer 6 
seiner Beschlußempfehlung einer Forderung 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
angeschlossen. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
hatte zu der Thematik ausgeführt, seit vielen 
Jahren habe er auf die Dringlichkeit hingewie- 
sen, den Anforderungen des Bundesverfas- 
sungsgerichtes entsprechend eine gesetzliche 
Grundlage für die Verarbeitung personenbezo- 
gener Daten im Ausländerzentralregister zu 
schaffen. Ein von der Bundesregierung beim 
Deutschen Bundestag eingebrachter Entwurf 
(Drucksache 11/5828) sei in der 11. Legislatur- 
periode nicht abschließend beraten worden und 
müsse deshalb erneut eingebracht werden. Ein 
Arbeitspapier habe der Bundesminister mit 
Stand 15. Juli 1991 vorgelegt, zu dem er mit 
Schreiben vom 14. Oktober 1991 Stellung 
genommen habe. Auf die Dringlichkeit der 
Fortführung der Arbeiten an diesem Entwurf 
weise er hin; aus seiner Sicht seien vorrangige 
und nachdrückliche Bemühungen erforderlich, 
wenn der Entwurf noch in dieser Legislatur- 
periode Gesetz werden solle. 

Seitens der Bundesregierung wurde dargelegt, 
das Bundesverfassungsgericht habe den Über- 
gangsbonus nicht näher definiert, insbesondere 
keine Frist gesetzt. Es bestehe die politische 
Absicht, das Gesetz so rasch wie möglich, jeden- 
falls in dieser Legislaturperiode, in Kraft zu 
setzen. Den vom Bundesminister des Innern 
erlassenen vorläufigen Richtlinien sei zu ent- 
nehmen, daß bereits jetzt der Datenschutz 
zugunsten der Ausländer im vollen Umfang 
angewandt und beachtet werde. 

g) Zu Nummer 7 (Verbot oder Einschränkung ge- 

nomanalytischer Untersuchun- 
gen — u. a. Dreizehnter Tätig- 
keitsbericht Nr. 4.2, S. 39 ff.) 

Der Bimdesbeauftragte für den Datenschutz hat 
zu der Thematik ausgeführt, an dem Konzept, 
die Bemühungen um die Genomanalyse im 
Strafverfahren nicht mit der Vorbereitung des 
Strafverfahrensänderungsgesetzes zu koppeln, 
solle festgehalten werden. Die Stellungnahme 
der Bundesregierung zum Dreizehnten Tätig- 
keitsbericht, Seite 15, wonach „die Erarbeitung 
spezieller gesetzlicher Regelungen . . . nicht 
aufgegeben worden" sei, sei wenig aussage- 
kräftig. Er habe erneut und wiederholt die 
Unerläßlichkeit einer Regelung in dieser Legis- 
laturperiode betont und — mit Blick auf die 
erforderliche gründliche Beratung in den 
gesetzgebenden Körperschaften — auf die Not- 
wendigkeit zügiger Fortsetzung der Arbeiten 
hingewiesen. Der Bundesminister der Justiz 
habe erklärt, daß die mit der Verwirklichung der 
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deutschen Einheit verbundenen besonderen 
Belastungen zwar dazu geführt hätten, daß die 
Arbeiten etwas an Vordringlichkeit eingebüßt 
hätten. Aus Gründen der Klarstellung werde 
aber nach wie vor die Schaffung einer besonde- 
ren gesetzlichen Regelung für den genetischen 
Fingerabdruck befürwortet, um den in weiten 
Teilen der Bevölkerung anzutreffenden, mit der 
Gentechnik ganz allgemein verbundenen Be- 
fürchtungen zu begegnen, der Einsatz solcher 
Untersuchungen im Strafverfahren führe zu 
übermäßigen, den Kern der Persönlichkeit 
berührenden Eingriffen. Inzwischen habe ihm 
der Bundesminister der Justiz — parallel zur 
Beteiligung der Landesjustizverwaltimgen — 
Anfang d. J. einen neuen überarbeiteten Refe- 
rentenentwurf zugänglich gemacht, zu dem er 
im März d. J. eine eingehende Stellungnahme 
abgegeben habe. Er würde begrüßen, wenn 
diese Arbeiten mit Nachdruck weiter verfolgt 
würden. Die Versicherungswirtschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland zeige weiterhin 
die von der Enquete-Kommission des Deut- 
schen Bundestages „Chancen und Risiken der 
Gentechnologie " in ihrem Bericht vom 6. Januar 
1987 (Drucksache 10/6775, S. 174) bescheinigte 
Zurückhaltimg hinsichtlich des Einsatzes von 
genetischen Tests, die Auskunft über den 
Gesundheitszustand imd die Lebenserwartung 
des Versichenmgsnehmers geben sollten. Diese 
Zurückhaltung sei von Versicherungen in ande- 
ren Mitgliedstaaten der EG aber bereits auf ge- 
geben worden. In seinem Schreiben vom 8. Ok- 
tober 1991 an die mit Fragen der Genomanalyse 
beschäftigten Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages habe er bedauert, daß die Bundesre- 
gierung z. Z. keinen Handlungsbedarf in die- 
sem Bereich sehe (vgl. Drucksache 11/8520, 
S. 23). Auch die Konferenz der Datenschutzbe- 
auftragten des Bundes imd der Länder habe in 
ihrer Entschließung vom 26./27. Oktober 1989 
Genomanalysen im Versichenmgswesen als 
grundsätzlich nicht erforderlich sowie mit dem 
Prinzip der Versicherungen als unvereinbar 
bezeichnet, Risiken abzudecken imd nicht aus- 
zuschließen, und eine entsprechende Klarstel- 
lung im Versicherungsvertragsgesetz gefordert. 
In seinem Schreiben vom 8. Oktober 1991 habe 
er ebenfalls bedauert, daß sich die Bundesregie- 
rung noch nicht dazu entschließen konnte, den 
Einsatz genomanalytischer Methoden im Ar- 
beitsverhältnis gesetzlich zu verbieten. Aus 
datenschutzrechtlicher Sicht sei das gesetzliche 
Verbot genomanalytischer Methoden m diesem 
Bereich die einzige Möglichkeit, das Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung des Arbeit- 
nehmers zu sichern. 

Die Bundesregierung hat zu der Thematik dar- 
gelegt, Anfang 1992 sei vom Bundesministe- 
rium der Justiz ein Referentenentwurf einer 
gesetzlichen Regelung zur Verwendung des 
genetischen Fingerabdrucks für Zwecke der 
Strafverfolgung an die zu beteiligenden Stellen 
(Landesjustizverwaltungen, BGH, GBA, BMI, 
BfD, Verbände) zur Stellungnahme versandt 


worden. Der Entwurf sei zwischenzeitlich auf 
der Gnmdlage der eingegangenen Stellung- 
nahmen überarbeitet worden. Er solle dem- 
nächst den Bundesressorts zur Abstimmung 
zugeleitet werden. Der Gesetzentwurf verfolge 
das Ziel, den Einsatz gentechnischer Maßnah- 
men durch normklare Festlegung der Voraus- 
setzungen und Beschränkungen einzugrenzen. 
Vorgeschlagen werde eine Regelung über Vor- 
aussetzungen und Inhalt der Untersuchung mit 
genomanalytischen Methoden, verfahrenssi- 
chemde Rahmenbedingungen sowie Vorschrif- 
ten über die Verwendung von Untersuchungs- 
material und seine Vernichtung. 

Der Innenausschuß hält die Schaffung spezieller 
gesetzlicher Regelungen für notwendig. 

h) Zu Nummer 8 (Novelle zum Bundeskriminal- 

amtgesetz und Bundesgrenz- 
schutzgesetz) 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
erklärt, nach Abgabe des Dreizehnten Tätig- 
keitsberichts (dort Nummer 17.1, S. 70) habe 
sich der Sachstand zum Entwurfsverfahren 
eines neuen BGSG nicht fortentwickelt. Für ein 
neues BKAG sei im Oktober d. J. ein überarbei- 
teter Referentenentwurf vorgelegt worden, der 
seine früheren Vorschläge im wesentlichen 
unberücksichtigt lasse. Er gehe davon aus, daß 
nicht mit einem kurzfristigen Abschluß der Res- 
sortabstimmung zu rechnen sein werde. 

Seitens der Bundesregierung wurde bestätigt, 
unabhängig von der Frage, inwieweit über den 
rein rechtspolitischen Handlungsbedarf hinaus 
vor dem Hintergrund des sog. „Übergangsbo- 
nus" verfassungsrechtlich notwendiger Rege- 
lungsbedarf bestehe, liefen derzeit die Arbeiten 
an der Novellierung des Bundeskriminalamtge- 
setzes zur Schaffung bereichsspezifischer Da- 
tenschutzregelungen. Zur Zeit befinde sich der 
Entwurf in der Abstimmung zwischen den Res- 
sorts. Ein Entwurf einer umfassenden Novellie- 
rung des Bundesgrenzschutzgesetzes, üi dem 
die notwendigen bereichsspezifischen Daten- 
schutzregelungen auf genommen worden seien, 
sei erarbeitet und werde derzeit im Bundesmi- 
nisterium des Innern und im nach geordneten 
Bereich abgestimmt. Beide Entwürfe würden 
sobald wie möglich zur Beschlußfassung vorge- 
legt. 

Der Innenausschuß hält es für erforderlich, die 
Rechtsvorschriften über die Verarbeitung per- 
sonenbezogener Daten im BKA- und BGS- 
Gesetz noch in dieser Legislaturperiode zu ver- 
abschieden. 

i) Zü Nummer 9 (ISDN- Verbindungsdaten und 

sonstige Kommunikationsda- 
ten) 

Mit Nummer 9 der Beschlußempfehlung hat sich 
der Innenausschuß einer Fordenmg des Bun- 
desbeauftragten für den Datenschutz ange- 
schlossen. Dieser hatte zur Begründung ausge- 
führt, die Speicherung von ISDN- Verbindungs- 
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sprechend der vom Bundesminister für Post und 
Telekommunikation gegebenen Zusage — zu 
den Sitzungen der Arbeitsgruppe fallweise ein- 
geladen werden. Auch würden die Erörterun- 
gen mit den betroffenen Ressorts alsbald fortge- 
setzt. Zudem wurde darauf hingewiesen, daß 
das Bundesverfassungsgericht den zeitlichen 
Übergangsraum bis zu einer gesetzlichen Rege- 
limg nicht eingegrenzt habe, so daß eine 
Gesetzesanpassung ggf. im Rahmen einer Post- 
strukturreform II, spätestens aber noch in dieser 
Legislaturperiode erfolgen werde. 

3. Weitere erörterte Themen 


daten und sonstigen Kommunikationsdaten 
— auch im Zusammenhang mit Fangschaltun- 
gen usw. — sei in der Telekom-Datenschutzver- 
ordnung (TDSV) und der Teledienstuntemeh- 
men-Datenschutzverordnimg (UDSV) geregelt. 
In der „Fangschaltungsentscheidung" vom 
25. März 1992 — 1 BvR 1430/88 habe das 
Bundesverfassimgsgericht das Fehlen einer ver- 
fassungsgemäßen gesetzlichen Grundlage je- 
denfalls für diejenigen in der TDSV geregelten 
Sachverhalte festgestellt, die dem Schutz des 
Femmeldegeheimnisses aus Artikel 10 Abs. 1 
Grundgesetz unterlägen, und den Gesetzgeber 
auf gef ordert, alsbald einen verfassungsgemä- 
ßen Zustand herzustellen. Er habe bereits im 
Juni d. J. dem Bundesminister für Post und 
Telekommunikation einige Punkte als Konse- 
quenz aus der genannten Entscheidung mitge- 
teilt und sei seitdem mit üim in dieser Angele- 
genheit im Gespräch. 

Seitens der Bundesregierung wurde betont, der 
Bimdesminister für Post und Telekommunika- 
tion sei unverzüglich in die Prüfung der aus dem 
Verfassimgsgerichtsbeschluß zu ziehenden Fol- 
gerungen sowohl für die technisch-betriebli- 
chen Abläufe bei der Deutschen Bundespost 
TELEKOM als auch für die erforderliche gesetz- 
liche Regelimg eingetreten. Dabei sei die Kom- 
plexität vorläufiger und ün Endzustand anzu- 
strebender Lösungen deutlich geworden, die 
sowohl die verfassungsrechtlichen Anforderun- 
gen beachteten, als auch die Anfrage der Allge- 
meinheit nach Telekommunikationsdienstlei- 
stimgen, und bestimmte damit verbundene 
Sachverhalte angemessen berücksichtigten. Er- 
ste Gespräche mit dem Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz (BfD) zu der Frage, in welcher 
Weise die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zweckmäßig umzusetzen sei, 
seien unmittelbar danach geführt worden. Aus- 
gehend von den Ergebnissen dieser Unterre- 
dimgen seien mittlerweile erste Formulierungs- 
vorschläge einer gesetzlichen Ermächtigungs- 
grundlage für Eingriffe in das Femmeldege- 
heimnis von der dazu eingerichteten Arbeits- 
gruppe erarbeitet worden. Es sei vorgesehen, 
diese Formulierungsvorschläge dem — derzeit 
über den Sachstand der Arbeitsgruppe unter- 
richteten — Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz in Kürze zuzuleiten. Der Bimdesbeauf- 
tragte für den Datenschutz werde sodann — ent- 


Der Innenausschuß hat sich neben den in der 
Beschlußempfehlung angesprochenen Punkten 
auch mit der Thematik „Datenschutz im Beitritts- 
gebiet" befaßt (siehe Dreizehnter Tätigkeitsbericht 
Nr. 2, S. 17 ff.). Er hat sich insbesondere zu folgen- 
den Bereichen aktualisierte Berichte geben las- 
sen: 

— Stand der Datenschutzgesetzgebimg in den 
einzelnen Ländern 

— Einheitliche Regelung durch die Innenminister- 
konferenz der Länder für die Einstellungs- und 
Personalfragebögen (S. 25 des Dreizehnten 
T ätigkeitsberichts) 

— Ersetzung der Personenkennzahl in „angemes- 
sener Frist" (Verpflichtung durch den Eini- 
gimgsvertrag) (S. 28 des Dreizehnten Tätig- 
keitsberichts) 

— Stand des Sozialdatenschutzes in der Arbeits- 
verwaltung (S. 31 f . des Dreizehnten Tätigkeits- 
berichts) 

— Krebsregister (S. 32 f. des Dreizehnten Tätig- 
keitsberichts) 

— Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeitsver- 
mögen" — Nutzung einer anonymisierten 
Kopie durch die BfA — Voraussetzungen (S. 35 
des Dreizehnten T ätigkeitsberichts) . 

Der Innenausschuß hat es jedoch für entbehr- 
lich gehalten, diese Themen im Rahmen der 
Beschlußempfehlung aufzugreifen. Dies gilt 
auch für zahlreiche im Antrag der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angesprochenen 
Themen. 


Bonn, den 21. Dezember 1992 


Dr. Heribert Blens Dr. Burkhard Hirsch Peter Patema 

Berichterstatter 
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